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Thüringer Familienunternehmen gegen
AfD: Ein Weckruf für die Wirtschaft

Wirtschaft und AfD stehen kurz vor den Landtagswahlen in
Sachsen und Thüringen im Konflikt. Höcke kritisiert Vielfalt,

Unternehmer warnen vor wirtschaftlichen Folgen.

In den Tagen vor den Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen
hat sich eine bemerkenswerte Auseinandersetzung zwischen der
AfD und der Wirtschaft abgezeichnet. Der thüringische
Spitzenkandidat der AfD, Björn Höcke, äußerte sich kürzlich
kritisch über die Kampagne „Made in Germany, made by
Vielfalt“, die von einer Gruppe von Familienunternehmen ins
Leben gerufen wurde, um den fremdenfeindlichen Positionen der
AfD entgegenzuwirken. Höcke polemisierte auf einer
Wahlkampfveranstaltung in Sömmerda und forderte die
Unternehmen auf, sich aus der Politik herauszuhalten, wobei ihn
seine Aussagen in eine direkte Konfrontation mit der Wirtschaft
brachten.

Am Montag reagierte der thüringische Landesverband der
Familienunternehmer auf Höckes Äußerungen. Die Vorsitzende
Colette Boos-John betonte, dass Höckes Aussagen die
wirtschaftsfeindliche Haltung der AfD verdeutlichen würden. Sie
warnte vor den möglichen negativen Auswirkungen auf die
lokale Beschäftigung in Thüringen angesichts der provokanten
Haltung Höckes und erklärte: „Um es klar zu sagen: Thüringen
steht bei dieser Landtagswahl an der Abbruchkante zur
wirtschaftlichen Katastrophe.“

Wirtschaftliche Bedenken im Fokus



In Zeiten, in denen die AfD in Thüringen in den Umfragen bei
rund 30 Prozent liegt und damit deutlich vor CDU und BSW
steht, hat der thüringische Unternehmerverband besorgte
Stimmen laut werden lassen. Boos-John stellte fest, dass
Thüringen voraussichtlich über 385.000 Erwerbstätige in den
nächsten zehn Jahren verlieren werde, was für die
wirtschaftliche Entwicklung der Region katastrophale Folgen
haben könnte. Sie betonte die Notwendigkeit einer gesteuerten
Zuwanderung, um den drohenden Fachkräftemangel zu
bekämpfen. Dies sei ein ganz anderes Thema als der
ungesteuerte Zustrom von Asylsuchenden, den die AfD oft
thematisch aufgreift.

Die Herausforderungen, die sich aus dem demografischen
Wandel ergeben, sind für den Unternehmerverband evident.
Diese Einschätzung wird durch die wachsende Besorgnis über
die möglichen Konsequenzen eines Wahlsiegs der AfD verstärkt,
deren Politik viele Unternehmer als gefährlich für den
Wirtschaftsstandort sehen.

Die Reaktion der Wirtschaft auf die AfD

Die Reaktion der großen Wirtschaftsverbände auf die AfD war
lange Zeit ambivalent. Traditionell vermeiden diese Verbände
es, sich zu politischen Themen zu äußern. Der Präsident des
Bundesverbands der deutschen Industrie (BDI), Siegfried
Russwurm, nahm jedoch Stellung, als die AfD begann,
Forderungen nach einer „Remigration“ zu äußern. Er appellierte
an die Wähler, sich Gedanken über die von den Parteien
vorgeschlagenen Gesellschaftsmodelle zu machen.

Zusätzlich haben Verbände wie die DIHK und der
Handwerksverband sich für ein weltoffenes Deutschland
ausgesprochen, um dem Fachkräftemangel entgegenzuwirken.
Diese Haltung fand auf breiter Ebene Unterstützung, wobei mehr
als 40 Familienunternehmen sich in der Vielfaltsinitiative
zusammenfanden, um klare Zeichen gegen eine mögliche
Rechtsverschiebung zu setzen. Höcke beschrieb diese Initiativen



als Heuchelei und kritisierte, dass diese Unternehmen ihren
ursprünglichen Prinzipien, die für „Made in Germany“ standen,
nicht treu blieben.

Die Situation wird dadurch komplizierter, dass auch politische
Stimmen aus verschiedenen Lagern die wirtschaftliche Relevanz
dieser Themen betonen. Grünen-Vorstandsmitglied Heiko Knopf
warnte konkret vor den negativen Auswirkungen
fremdenfeindlicher Vorfälle auf die Attraktivität für ausländische
Studenten in Thüringen. Seine Überzeugung ist, dass die
Positionierung der Familienunternehmen gegen eine
rechtspopulistische Agenda nicht nur notwendig, sondern auch
richtungsweisend ist.

„Natürlich gibt es Beschäftigte, die auf solche Kampagnen
trotzig reagieren und sagen: Ich lasse mir doch nicht
vorschreiben, wen ich wähle. Aber mein Eindruck ist, dass diese
Aktionen viele Leute zum Nachdenken anregen“, so Knopf
weiter. Die wirtschaftlichen Akteure seien in einer besonderen
Position, da sie nicht aus einem politischen Kalkül heraus
agierten, sondern aus einer realen Sorge um den
wirtschaftlichen Standort.

Ein Aufruf zur wirtschaftlichen Klarheit

Es bleibt abzuwarten, wie die kommenden Wahlen in Thüringen
ausgehen werden und welche Rolle die wirtschaftlichen Belange
dabei spielen werden. Die Auseinandersetzung zwischen der AfD
und der Wirtschaft ist mehr als nur eine politische Debatte; sie
spiegelt tiefere Fragen über die Zukunft der Region, die Rolle
von Unternehmen in der Gesellschaft und die Bedeutung von
Vielfalt in einem sich wandelnden wirtschaftlichen Umfeld wider.
Die Aufmerksamkeiten der Wähler könnten nicht nur auf
Kandidaten und ihre Programme gerichtet sein, sondern auch
auf die zahlreichen Stimmen, die die Wirtschaft in dieser
entscheidenden Zeit erhebt.

Wirtschaftliche Implikationen der AfD-



Politik

Die wirtschaftlichen Auswirkungen der politischen Rhetorik der
AfD sind in den vergangenen Jahren immer wieder Gegenstand
von Diskussionen gewesen. Der Fachkräftemangel stellt eine
ernsthafte Herausforderung für viele deutsche Bundesländer
dar, insbesondere in Thüringen, wo Unternehmen zunehmend
Schwierigkeiten haben, geeignete Arbeitskräfte zu finden. Die
AfD propagiert oft eine restriktive Migrationspolitik, die
unbeabsichtigte Folgen für die Wirtschaft haben könnte. Eine
Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft zeigt, dass ein
Rückgang der Zuwanderung sowohl den Arbeitsmarkt als auch
das Wirtschaftswachstum negativ beeinflussen könnte. Die
Verengung des Arbeitsmarktes könnte zu einem Rückgang der
Innovationskraft und somit der Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Industrie führen.

Demografische Herausforderungen in Thüringen

Die demografische Entwicklung in Thüringen ist alarmierend.
Laut Statistischem Bundesamt wird die Bevölkerung in den
kommenden Jahren weiter alter, während gleichzeitig die Zahl
der Erwerbstätigen sinkt. Die Prognosen deuten darauf hin, dass
bis 2030 über 385.000 Erwerbstätige weniger in Thüringen leben
werden, was eine potenzielle wirtschaftliche Katastrophe
darstellt. Diese Warnungen sind nicht unbegründet;
Unternehmen könnten gezwungen sein, ihre Aktivitäten in
andere Bundesländer oder ins Ausland zu verlagern, um den
notwendigen Fachkräftenachwuchs zu sichern. 

Laut einer Veröffentlichung der Bertelsmann Stiftung zeigen
Regionen mit einer positiven Zuwanderung einen stabileren
Arbeitsmarkt und weniger wirtschaftliche Volatilität. Dieses
Wissen könnte für Unternehmen, die in Thüringen tätig sind, von
großer Bedeutung sein.

Gesellschaftliche Reaktionen und



Engagement

Die Reaktionen auf die Aussagen der AfD und das Engagement
der Unternehmen sind vielfältig. Viele Familienunternehmen in
Thüringen haben sich in den letzten Monaten aktiv gegen die
Ausländerfeindlichkeit der AfD positioniert. Ihre Kampagne
„Made in Germany, made by Vielfalt“ zielt darauf ab, die Vorteile
einer vielfältigen Gesellschaft hervorzuheben und die Bedeutung
von Zuwanderung für die Wirtschaft zu unterstreichen. Solche
Initiativen fördern eine positive Wahrnehmung von Vielfalt und
könnten als eine Art Gegennarrativ zur fremdenfeindlichen
Rhetorik der AfD betrachtet werden.

In sozialen Medien und im öffentlichen Diskurs zeigt sich ein
erhöhter Widerstand gegen die extremen Ansichten der AfD.
Initiativen wie #unteilbar, die für eine offene und solidarische
Gesellschaft werben, haben an Einfluss gewonnen. Auch
prominente Persönlichkeiten aus Wissenschaft und Wirtschaft
setzen sich verstärkt für eine weltoffene Gesellschaft ein und
warnen vor den Folgen einer diskriminierenden Politik.

Die Rolle von Bildung und Aufklärung

Bildung spielt eine entscheidende Rolle im Kampf gegen die
Ausbreitung von extremen politischen Ansichten. Verschiedene
Studien zeigen, dass ein höheres Bildungsniveau oft mit einem
offeneren und toleranteren Weltbild einhergeht. Programme zur
politischen Bildung und zur Förderung von interkulturellem
Verständnis sind daher von enormer Bedeutung, um den
gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken. In Thüringen und
anderen betroffenen Bundesländern könnte eine verstärkte
finanzielle Unterstützung für solche Bildungsprojekte
entscheidend sein, um den Herausforderungen, die eine
zunehmende politische Polarisierung mit sich bringt, zu
begegnen. 

Die Kombination aus politischem Engagement von
Unternehmen, gesellschaftlicher Mobilisierung und



Bildungsinitiativen könnte zur Stabilisierung und positiven
Entwicklung der Region Thüringen beitragen.
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